
Umfang von Rechten und Pflichten erhalten. Die ge­
sellschaftliche Nutzung und Mehrung des Volkseigen­
tums vollzieht sich über die unmittelbare Produktion 
in dem einzelnen Betrieb und den Austausch seiner 
Erzeugnisse mit anderen Betrieben. Hierbei entstehen 
arbeitsrechtliche und unter Ausnutzung der Ware-Geld- 
Beziehungen echte vermögensrechtliche Beziehungen. 
In ihnen finden die ökonomischen Gesetzmäßigkeiten 
des Sozialismus ihren Ausdruck und wirken sich über 
die materielle Interessiertheit bis zum einzelnen Werk­
tätigen aus. Die Betriebe nutzen das sozialistische 
Eigentum auf der Basis der staatlichen Aufgabenstel­
lung (Planaufgabe). Handeln sie im Einklang mit die­
ser Aufgabenstellung, dann erhalten sie das Volks­
eigentum und mehren es. Verstoßen sie gegen die ge­
stellten Aufgaben, dann tritt eine Minderung in der 
Substanz oder in der vorgesehenen Mehrung des Volks­
eigentums ein. Die Schädigung des sozialistischen 
Eigentums ist deshalb nicht abstrakt, sondern in ihrer 
konkreten Erscheinungsform zu untersuchen. Das be­
deutet, daß von den Schäden auszugehen ist, die der 
Betrieb erleidet, denn der Betrieb verkörpert und re­
präsentiert als selbständige juristische Person das so­
zialistische Eigentum. Zusätzliche Erwägungen und 
Prüfungen dahingehend, ob und’ in welchem Umfange 
volkswirtschaftliche Schäden am sozialistischen Eigen­
tum eingetreten sind, werden vom Recht nicht gefor­
dert und sind oft nicht möglich bzw. mit einem unver­
tretbaren Aufwand verbunden.
Döhnel befürchtet, daß der Werktätige für eine Ver­
tragsstrafe materiell verantwortlich gemacht werden 
kann, die lediglich zu einer Vermögensverschiebung 
innerhalb des Volkseigentums geführt hat, jedoch nicht 
auf einer Sobstanzminderung des Volkseigentums ba­
siert. Als Beispiel nennt er erhöhte Zinsen für Über­
planbestände und andere Planwidrigkeiten, Verspä­
tungszuschläge usw.
Hier verkennt Döhnel, daß die sogenannte Vermögens­
verschiebung ökonomischer Ausdruck einer eingetre­
tenen Schädigung des Volkseigentums ist. Diese er­
höhten Zinsen usw. haben nicht nur erzieherischen 
Charakter — wie Döhnel meint —, sondern enthalten 
auch Elemente des Schadenersatzes. Sie werden wirk­
sam, wenn das Verhalten des Betriebes sich störend 
und nachteilig auf die volkswirtschaftlichen Belange 
auswirkt. Das bedeutet aber nichts anderes als eine der 
staatlichen Aufgabenstellung zuwiderlaufende opera­
tive Verwaltung und Nutzung des dem Betrieb anver­
trauten Teils des sozialistischen Eigentums. So erleidet 
beispielsweise das Volkseigentum bei Überplanbestän­
den dadurch einen Schaden, daß deren produktive Nut­
zung zur Mehrung des Volkseigentums unterbleibt, zu­
sätzliche Aufwendungen durch Lager- und Unterhal­
tungskosten notwendig werden und eine Minderung 
des Volkseigentums durch Verderb, moralischen Ver­
schleiß usw. entsteht. Ähnliche Auswirkungen treten 
durch Lieferverzug, disziplinlose Abnahme elektrischer 
Energie u. ä. auf.
Da es nicht immer und oft nur mit großem Aufwand 
möglich ist, die durch das störende Verhalten des Be­
triebes verursachten Auswirkungen genau zu beziffern, 
müssen diese pauschalisierten ökonomischen Hebel, die 
nur zu oft nicht den tatsächlichen entstandenen Scha­
den ausdrücken, als Schaden im Sinne des § 112 GBA 
anerkannt werden. Für die Geltendmachung der arbeits­
rechtlichen materiellen Verantwortlichkeit reicht hin­
sichtlich der Schadensverursachung die vom Betrieb 
gezahlte Vertragsstrafe aus. Sie schmälert das Betriebs­
ergebnis und repräsentiert den Schaden, der dem ein­
heitlichen Volkseigentum entstanden ist.
Entgegentreten muß man auch dem Gedanken Döhnels, 
daß es für die materielle Verantwortlichkeit im Ar­
beitsrecht unbeachtlich sei, ob der von einem Werktä­

tigen verursachte und in einem anderen Betrieb aufge­
tretene Schaden auf Grund eines Zivilrechtsverhältnis­
ses wieder im Beschäftigungsbetrieb des Werktätigen 
als Minderung des Volkseigentums wirksam werde. 
Mit dieser These werden die arbeitsrechtlichen Anfor­
derungen an den Umfang der Verantwortlichkeit des 
Werktätigen gesprengt. Die arbeitsrechtliche materielle 
Verantwortlichkeit besteht im Rahmen des Arbeits­
rechtsverhältnisses und der sich daraus ergebenden 
Pflichten. A r b e i t s r e c h t l i c h e  Pflichten des 
Werktätigen bestehen aber nur zu seinem Betrieb. Die 
arbeitsrechtliche Seite der Pflicht des Werktätigen, das 
sozialistische Eigentum zu schützen und zu mehren 
(§ 106 GBA), bezieht sich eindeutig nur auf das dem 
Betrieb anvertraute sozialistische Eigentum. Tritt durch 
schuldhafte Verletzungen der sozialistischen Arbeits­
disziplin in einem anderen Betrieb ein Schaden ein, 
so kann der Werktätige erst dann materiell verantwort­
lich gemacht werden, wenn der Schaden durch die Ver­
tragsstrafe oder durch andere zivilrechtliche Sanktionen 
in dem Beschäftigungsbetrieb des Werktätigen wirk­
sam geworden ist.
Entscheidend für die materielle Verantwortlichkeit 
nach §§ 112 ff. GBA ist, wie sich die Schädigung des 
Volkseigentums in dem Betrieb auswirkt, in dem der 
verantwortliche Werktätige beschäftigt ist2. Hier tritt 
aber die Zahlung von Strafzinsen, Zuschlägen, Ver­
tragsstrafe usw. immer als zusätzliche finanzielle Lei­
stung auf, die das ökonomische Ergebnis des Betriebes 
schmälert. Sie ist daher arbeitsrechtlich als M i n d e ­
r u n g  des dem volkseigenen Betrieb anvertrauten 
Volkseigentums anzusehen. Mit einer solchen Auffas­
sung über den arbeitsrechtlichen Schaden wird auch 
das Anliegen des neuen ökonomischen Systems erfüllt, 
im Bereich der materiellen Interessiertheit die ökono­
mischen Hebel der wirtschaftlichen Rechnungsführung 
mit der persönlichen materiellen Interessiertheit wir­
kungsvoll zu verbinden.
Zur Anwendung der materiellen Verantwortlichkeit 
bei Vertragsstrafen
Aus der Tatsache, daß es prinzipiell möglich ist, bei 
Vertragsstrafen den Werktätigen materiell verantwort­
lich zu machen, ist nicht zu schließen, daß davon bei 
jeder beliebigen Vertragsstrafe Gebrauch gemacht wer­
den muß. Durch die Verpflichtung zur Wiedergutma­
chung wenigstens eines Teiles des schuldhaft verursach­
ten Schadens am sozialistischen Eigentum soll der 
Werktätige angehalten werden, zukünftig seine Ar­
beitspflichten gewissenhaft zu erfüllen. Entscheidendes 
Kriterium für die Anwendung der materiellen Ver­
antwortlichkeit bei Vertragsstrafen ist ihre erzieheri­
sche Funktion.
Uber die Anwendung der materiellen Verantwortlich­
keit entscheidet der Betriebsleiter. Er hat nicht nur die 
im §112 GBA geforderten Untersuchungen anzustellen, 
sondern auch § 115 Abs. 4 GBA (Voraussetzungen für 
den Verzicht auf die Geltendmachung) zu beachten. 
Materielle Verantwortlichkeit wegen Vertragsstrafe 
sollte danach nur dann geltend gemacht werden, wenn 
dies im Hinblick auf die Gesamtheit aller Umstände, 
zu denen auch die volkswirtschaftlichen Auswirkungen, 
der Grad des Verschuldens, die Leistungen des Werktä­
tigen und etwaige bisherige erzieherische Maßnahmen 
gehören, erforderlich ist.
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beim Generalstaatsanwalt von Groß-Berlin

2 Führt er außerhalb des Arbeitsrechtsverhältnisses eine Schä­
digung des sozialistischen Eigentums herbei, so werden zivil­
rechtliche Sanktionen wirksam. Die strafrechtlichen Sanktionen 
bleiben daneben natürlich unberührt.

7 24


